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Vorwort

Im Anschluss an eine allgemeine Erläuterung seiner Rechtsgrundlagen
analysiert die vorliegende Schrift die geltende Rechtslage in Bezug auf aus-
gewählte aktuelle Fragen des steuerlichen Gemeinnützigkeitsrechts. Kon-
kret widmet sie sich den Fragestellungen, ob die Förderung von „Tierrech-
ten“ einen gemeinnützigen Zweck bildet, ob die Anerkennung einer Orga-
nisation als gemeinnützig ein rechtstreues Verhalten voraussetzt und inso-
weit das Verhalten Dritter zugerechnet werden kann und ob die Anerken-
nung einer Organisation als gemeinnützig binnendemokratische Struktu-
ren und eine prinzipielle Zugangsoffenheit bedingt. Hinsichtlich dieser
Fragestellungen, deren abschließende Klärung in Rechtsprechung und
Schrifttum noch aussteht, werden zudem Empfehlungen für zukünftige
Reformen des steuerlichen Gemeinnützigkeitsrechts formuliert.

An uns herangetragen hat vorstehende Fragestellungen die Fraktion der
Freien Demokraten im Deutschen Bundestag in Gestalt eines Gutachten-
auftrags. Die vorliegende Schrift beruht auf dem von uns erstatteten Gut-
achten, dessen Text für Zwecke der Publikation nur minimal überarbeitet
worden ist. Auf ihn Einfluss zu nehmen hat unsere Auftraggeberin zu kei-
ner Zeit versucht, er ist Resultat unserer wissenschaftlichen Einsichten.
Diese wollen wir hiermit zur Diskussion stellen, mehr noch: mit ihnen
wollen wir – kraft unserer eigenen Überzeugung in der Sache – überzeu-
gen. Dies gilt umso mehr, als die von uns thematisierten Probleme und da-
raus abgeleiteten Empfehlungen an den Gesetzgeber auch nach den jüngst
im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2020 vorgenommenen Änderungen
des steuerlichen Gemeinnützigkeitsrechts (BGBl. I 2020, S. 3096 [3124 ff.])
von unveränderter Aktualität sind. Da das Steuerrecht wohl auch in Zu-
kunft keinen Mangel an Jahressteuergesetzen wird erleiden müssen, wird
es cum grano salis jedenfalls nicht am geeigneten Medium fehlen, besagte
Empfehlungen aufzugreifen.

Aktuellste Entwicklungen lassen freilich befürchten, dass nicht zuerst
vorhandenen Problemen beigekommen, sondern weitere geschaffen wer-
den. Gedacht ist insoweit an den Regierungsentwurf eines Gesetzes zur
Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts vom 24.3.2021, der Perso-
nenhandels- und Partnerschaftsgesellschaften die Möglichkeit gewährt, auf
Antrag wie eine Kapitalgesellschaft behandelt zu werden (vgl. § 1a KStG-
E). Sollte sich damit auch die Chance der Befreiung von der Körperschaft-
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steuer gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG verbinden, was der Wortlaut des Ge-
setzentwurfs zumindest nicht ausschließt, würde an den Grundfesten des
gegenwärtigen steuerlichen Gemeinnützigkeitsrechts gerüttelt, und zwar –
angesichts neuer Gestaltungsmöglichkeiten – nicht zum Vorteil seiner
Zweckdienlichkeit.

Schließlich sei ein nachdrückliches Wort des Dankes ausgesprochen,
und zwar gegenüber den Herren Dr. Gero Hocker, MdB und Christoph
Pein für angeregte Diskussionen und professionelle Begleitung.

 
Potsdam und Osnabrück, im März 2021

 
Lars Hummel und Steffen Lampert

Vorwort
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